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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten Vorschlag 
einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Bedingungen für 
die Gewährung staatlicher Beihilfen im Rahmen der gemeinsamen 
Strukturpolitik für die Seefischerei 

— Drucksache 7/1287 — 


A. Problem 

Nach der EWG-Verordnung über die Einführung einer gemein- 
samen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft können die Mit- 
gliedstaaten diesem Wirtschaftszweig Beihilfen gewähren. Die 
Beihilferegelungen bedürfen der Harmonisierung. 


B. Lösung 

Durch die vorgeschlagene Verordnung sollen gemeinsame 
Regeln für die Gewährung von Beihilfen festgelegt und die 
Grenzen abgesteckt werden, die künftig nationale Beihilfen im 
Bereich der Struktur der Seefischerei einschränken sollen. Durch 
den Vorschlag sollen Beihilfe-Höchstbeträge, ausgedrückt in 
Kapitalzuschüssen, festgsetzt werden. Die weiterhin möglichen 
anderen Förderungsarten wie zins verbilligte Darlehen, Zinsver- 
gütungen und Bürgschaften sollen einheitlich auf Kapitalzu- 
schüsse umgerechnet werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) 


Der Verordnungsvorschlag wurde dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
Schreiben der Frau Präsidentin vom 5. Dezember 
1973 zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat 
die Vorlage in seiner Sitzung am 13. Februar 1974 
behandelt. 

Der EG-Rat hat in seiner Verordnung Nr. 2141/70 
vom 20. Oktober 1970 über die Einführung einer 
gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 
den Grundsatz angenommen, daß staatliche Beihilfen 
auf Vorhaben zu beschränken seien, die zur Ver- 
wirklichung bestimmter, in Artikel 10 dieser Ver- 
ordnung genannter Ziele beitragen, damit im Rah- 
men der wirtschaftlichen Expansion und des sozialen 
Fortschritts eine rationelle Entwicklung der See- 
fischerei gefördert wird. Ferner hat der Rat in dieser 
Verordnung bestimmt, daß das Beihilfensystem zu 
harmonisieren sei. In Ausführung dieser Verord- 
nung stützt sich der vorliegende Vorschlag auf fol- 
gende Grundsätze: 

a) Festlegung der verschiedenen Vorhaben, für die 
die Mitgliedstaaten Beihilfen gewähren können; 

b) Festsetzung der in Kapitalzuschüssen ausgedrück- 
ten Höchstbeträge der Beihilfen der Mitglied- 
staaten für bestimmte Vorhaben, bei denen mög- 
licherweise Wettbewerbsverzerrungen festge- 
stellt werden; bei den übrigen Vorhaben sind 
keinerlei Höchstbeträge vorgesehen; 

c) Festlegung bestimmter selektiver Vorschriften im 
technischen und wirtschaftlichen Bereich; 

d) Schaffung einer Ausnahme von den Beihilfe- 
Höchstbeträgen bei Gebieten mit besonders un- 
günstigen strukturellen Bedingungen bezüglich 
der Ausübung der Fischerei. 

Der Kommissionsvorschlag steckt die Grenzen ab, 
innerhalb deren künftig staatliche Beihilfen im Be- 
reich der Struktur in der Seefischerei gewährt wer- 
den können. Dabei wird vorausgesetzt, daß jede 


darüber hinausgehende Beihilfe aus der Sicht der 
einschlägigen Wettbewerbsbestimmungen des EWG- 
Vertrages zu prüfen ist. Ferner legt der Vorschlag 
fest, daß eine Beihilfe auch dann einen Verstoß 
gegen die Verordnung darstellt, wenn sie zwar die 
EG-Beihilferegelungen dem Grunde nach einhält, 
aber die in der vorgeschlagenen Verordnung fest- 
gesetzten Höchstbeträge der staatlichen Beihilfen 
überschreitet. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde die vor- 
geschlagene Verordnung einhellig als ein Schritt zur 
Harmonisierung der staatlichen Beihilfen für die 
Fischwirtschaft in den Mitgliedstaaten begrüßt. Hin- 
sichtlich der Obergrenzen für die Beihilfen bei Neu- 
investitionen und bei der Abwrackhilfe in sämt- 
lichen Bereichen der Fischerei sowie bei Neuinvesti- 
tionen für Vermarktungseinrichtungen und Fisch- 
zuchtanlagen sprach sich der Ausschuß für andere 
Prozentsätze bzw. Höchstbeträge bei der Abwradc- 
hilfe aus. Sie ergeben sich aus dem Ausschußantrag. 

Ferner spricht sich der Ausschuß dafür aus, daß 

— die Anwendungsbereiche der Verordnung klar 
gegliedert werden nach bordseitiger Förderung, 
Förderung von Vermarktungseinrichtungen an 
Land, von Fischereiforschung und Fischzucht so- 
wie Umschulungs- und Sozialmaßnahmen, 

— eine Differenzierung der Beihilfesätze nach Fang- 
methoden entfällt, 

— eine zusätzliche Förderung für Begünstigte in 
benachteiligten Gebieten auf die Küstenfischerei 
beschränkt wird, 

— die Rüdeforderungsfristen bei den verschiedenen 
Beihilfen den jeweiligen Nutzungszeiten der In- 
vestitionen angepaßt werden. 

Die von der EG-Kommission vorgeschlagenen 
Regelungen des Artikels 5 hält der Ausschuß für zu 
eng. Die Auffassung des Ausschusses hat in der 
vorgeschlagenen Entschließung ihren Niederschlag 
gefunden. 


Bonn, den 19. Februar 1974 


Schröder (Wilhelminenhof) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/1287 — wird mit der Maß- 
gabe zur Kenntnis genommen, daß 

— die durch den Vorschlag angestrebte Harmonisierung der staatlichen Beihilfen 
im Bereich der Struktur in der Seefischerei begrüßt wird,. 

— die Bundesregierung jedoch ersucht wird, bei den weiteren Beratungen in 
Brüssel darauf hinzuwirken, daß 


a) die Obergrenzen für die Beihilfen wie folgt festgelegt werden: 

Neuinvestitionen Abwrackhilfe 


örtliche und kleine Fischerei 

Kutterfischerei 

Große Fischerei 


35 Vo 

200 

RE je BRT 

30 «/o 

200 

RE 

20 «/o 

130 

RE 


Für den Ankauf gebrauchter Fahrzeuge, Umbauten und Modernisierung liegt 
die Höchstgrenze jedoch um 10 ^/o niedriger. 

Vermarktungseinrichtungen 25 Vo bei Neuinvestitionen 

Fischzuchtanlagen 20 Va bei Neuinvestitionen; 

b) die Anwendungsbereiche klar gegliedert werden nach: 
bordseitiger Förderung, 

Förderung von Vermarktungseinrichtungen an Land, 

Förderung von Fischereiforschung und Fischzucht, 

Umschulungs- und Sozialmaßnahmen; 

c) eine Differenzierung der Beihilfesätze nach Fangmethoden entfällt; 

d) eine zusätzliche Förderung für Begünstigte in benachteiligten Gebieten auf 
die Küstenfischerei beschränkt wird; 

e) die Rückforderungsfristen bei den verschiedenen Beihilfen den jeweiligen 
Nutzungszeiten der Investitionen angepaßt wird. 


Bonn, den 19. Februar 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Schröder (Wilhelminenhof) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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